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1. Thematische Einführung und Fragestellung 

Im Rahmen gesetzlicher Grundlagen zur Organentnahme haben sich zwei Modelle der 

Regulierung etabliert: Die Zustimmungslösung schreibt vor, dass Organe nach dem Tod nur 

dann entnommen werden dürfen, wenn die verstorbene Person zu Lebzeiten einer 

Organentnahme aktiv zugestimmt hat. Kritiker dieses Modells verweisen auf geringe 

Zahlen potentieller Organspender in Folge der Regulierung, da sich nur ein kleiner Teil der 

Bevölkerung aktiv mit Organspende auseinandersetzt. Die in Europa dominierende 

Widerspruchslösung hingegen ermöglicht eine Organentnahme grundsätzlich bei jeder 

Person, es sei denn ein Widerspruch wurde zu Lebzeiten dokumentiert1. Ziel der 

Widerspruchslösung ist die Erhöhung der potentiellen Spenderzahlen, da meist nur ein 

kleiner Teil der Bevölkerung einer Organentnahme aktiv widerspricht. 

Stetig sinkende Spenderzahlen haben Debatten um die Einführung der 

Widerspruchslösung in zahlreichen europäischen Ländern jüngst neu ausgelöst. Der 

Deutsche Bundestag stimmte zuletzt am 16.01.2020 in einer fraktionsoffenen 

Gewissensentscheidung gegen die Einführung der doppelten Widerspruchslösung. Damit 

ist Deutschland eines von insgesamt nur acht Ländern Europas2, in denen die 

Widerspruchslösung bisher nicht beschlossen wurde (Bundeszentrale für gesundheitliche 

Aufklärung, 2020a). 

Besonders in Deutschland ist der Problemdruck allerdings hoch: Für das Jahr 2017 

verzeichnete die Deutsche Stiftung Organtransplantation (DSO) die niedrigste Zahl an 

gespendeten Organen seit 20 Jahren, nachdem die Zahlen schon seit 2010 stark rückläufig 

waren. Zusätzlich besitzt Deutschland im Vergleich zu den übrigen Mitgliedsstaaten von 

Eurotransplant3 eine der niedrigsten Spenderraten. 

Besonders im Vergleich mit England, dessen Parlament im Oktober 2018 für die Einführung 

einer Widerspruchslösung stimmte, verwundert der Beschluss des Deutschen Bundestags 

Die beiden westeuropäischen Demokratien sind in dieser Thematik vergleichbar, da die 

 
1 Die Mehrheit der europäischen Länder folgt einer sogenannten „doppelten Widerspruchslösung“, bei der 
neben dem dokumentierten Willen des Verstorbenen auch die Ablehnung durch Angehörige als 
Widerspruch gilt. 
2 Dänemark, Irland, Island, Litauen, Nordirland, Rumänien und die Schweiz 
3 Vermittlungsstelle von Organen; Mitgliedsstaaten: Belgien, Deutschland, Kroatien, Luxemburg, 

Niederlande, Österreich, Slowenien und Ungarn 
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Entscheidungen in beiden Parlamenten unter Aufhebung des Fraktionszwangs getroffen 

wurden. Außerdem waren beide Staaten neben der hohen Zahl der Patienten auf der 

Warteliste hohem Druck ihrer jeweiligen Vermittlungsstellen ausgesetzt. So war 

Deutschland im Januar 2020 der einzige Mitgliedsstaat von Eurotransplant ohne eine 

Widerspruchslösung und verzeichnete beispielsweise im Jahr 2017 zusätzlich die niedrigste 

Spenderrate (Bundeszentrale für politische Bildung, 2019). Im NHS Blood and Transplant4 

wiederum führte Wales die Widerspruchslösung bereits im Jahr 2015 ein und konnte 

infolge dessen höhere Spenderzahlen als England verzeichnen, die schottische Regierung 

kündigte einen Regulierungswandel im Jahr 2017 an. 

Warum aber war eine Einführung der Widerspruchslösung in Deutschland trotz des hohen 

Problemdrucks im Gegensatz zu England nicht möglich? Axel Rahm, Vorstand der DSO, 

sieht den Grund in der negativen Einstellung der deutschen Bevölkerung zur Organspende. 

Im Lichte der konstant hohen gesellschaftlichen Zustimmungswerte zur Organspende kann 

diese Erklärung allerdings nicht standhalten ("Es ist nicht nur die Widerspruchslösung," 

2019). Kim Becker, Journalist der FAZ, stellt dar, dass die Widerspruchslösung in 

Deutschland bereits mehrmals im Gespräch war. Sie sei allerdings immer abgelehnt 

worden, da sich aufgrund des moralisch sensiblen Themas nie stabile Mehrheiten bilden 

konnten (Becker, 2020). Doch die Thematik war in England dieselbe und damit ebenfalls 

moralisch aufgeladen. Auch damit kann also nicht erklärt werden, warum sich die 

Widerspruchslösung in Deutschland nicht durchsetzen konnte. 

Auffällig ist allerdings, dass sich das framing der politischen Debatte zwischen beiden 

Staaten stark unterscheidet. Unter framing versteht man grundsätzlich die Möglichkeit, ein 

Thema auf unterschiedliche Weise zu präsentieren. So können sowohl politische als auch 

gesellschaftliche Akteure beeinflussen, welche Problemdimensionen im Mittelpunkt einer 

Debatte stehen, welche Bereiche exkludiert oder welche Argumente genutzt werden 

(Goffman, 1974; Iyengar, 1991; Kenterelidou, 2012: S. 119-120). 

Die Diskussion um die Einführung der Widerspruchslösung wurde in Deutschland als 

Abwägung zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der potentiellen Spender und dem 

Recht auf Leben der Patienten auf der Warteliste geframed. Die englische Debatte 

hingegen wurde von der Argumentation dominiert, durch die Widerspruchslösung mehr 

 
4 Vermittlungsstelle von Organen; Mitgliedsstaaten: England, Nordirland, Schottland und Wales 
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Leben retten zu können, während das Recht auf Selbstbestimmung zu keinem Zeitpunkt 

eine Rolle spielte. 

Diese Differenzen sind möglicherweise für die Unterschiede in der Regulierung von 

Organspende zwischen Deutschland und England verantwortlich. Doch woher kommt das 

framing der deutschen Debatte über die Einführung der Widerspruchslösung? 

In der politikwissenschaftlichen Forschung gilt framing allgemein als rhetorische Strategie 

politischer Akteure (Hammond & Humes, 1993; Jerit, 2008: S. 2; Riker, 1986, 1996; Simon, 

2002). Allerdings erscheint das framing bei näherer Betrachtung oft nicht konsistent mit 

den strategischen Präferenzen der Akteure. So wendete Spahn beispielsweise bereits bei 

der Vorstellung seiner Initiative für die Widerspruchslösung ein, dass diese einen Eingriff in 

das Selbstbestimmungsrecht darstelle – um Unterstützung für seinen Vorschlag zu 

generieren wäre es auf den ersten Blick zielführender gewesen, diesen Aspekt nicht 

anzusprechen. Da Public Policy allgemein als pfadabhängig gilt und frühere Policies somit 

Einfluss auf die aktuellen Rahmenbedingungen und Entscheidungsmöglichkeiten im selben 

Politikbereich haben (Nowlin, 2016: S. 54), ergibt sich die Vermutung, dass politische 

Akteure in ihrem framing aufgrund pfadabhängiger Mechanismen determiniert sind. 

In dieser Arbeit sollen also zwei konkurrierenden Hypothesen überprüft werden: Das 

framing der deutschen Debatte kann als Ausdruck von Strategien politischer Akteure 

gewertet werden (H1) oder aber durch pfadabhängige Mechanismen determiniert sein 

(H2). 

Im Folgenden soll zunächst Organspende als moralpolitisches Thema konzeptionalisiert 

werden. Daraufhin wird die Bedeutung von framing für den Policy-Wandel im Rahmen der 

Punctuated-Equilibrium-Theory erläutert und die beiden Hypothesen der Arbeit 

theoretisch hergeleitet. Zur empirischen Darstellung des framings der deutschen Debatte 

um die Einführung der Widerspruchslösung zwischen September 2018 und Januar 2020 

wird mithilfe des Programms ATLAS.ti eine Inhaltsanalyse der Medien und Plenardebatten 

durchgeführt. Der Fokus der Arbeit liegt anschließend auf der Einzelfallstudie der 

deutschen Debatte mit dem Ziel, die Hintergründe des framings und den zutreffenden 

Kausalmechanismus zu erarbeiten. 
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2. Organspende als Moralpolitik 

Öffentliche Debatten um die Regulierung der Widerspruchslösung können dem politisch 

sowie ethisch sensiblen Bereich der Moralpolitik zugeordnet werden. Unter Moralpolitik 

versteht man Themen, die als grundlegender Wertekonflikt wahrgenommen werden und 

dabei Grundprinzipien wie Leben und Tod, Sexualität, Identität und Religion tangieren. Aus 

diesem Grund handelt es sich um einen gesellschaftlich höchst salienten Politikbereich, in 

dem die politische und öffentliche Debatte anhand moralischer Argumente geführt wird 

(Mooney, 2001). 

Moralpolitische Kontroversen sind damit Ausdruck von Dilemmas über liberale Prinzipien: 

Einerseits ist das Ziel, die Freiheiten des Einzelnen zu bewahren und Pluralismus zu fördern. 

Andererseits sollen Rechte verschiedener Akteure bzw. Minderheiten gewährleistet und 

gesamtgesellschaftliche Wertvorstellungen durchgesetzt werden. In moralpolitischen 

Debatten geht es also grundsätzlich um die Frage, in welchem Maß der Staat in die 

Privatsphäre und individuelle Entscheidungsfreiheit des Einzelnen eingreifen darf, um 

bestimmte Vorstellungen und Wertkonzepte in der Gesellschaft durchzusetzen und 

Minderheiten zu schützen (Permoser, 2019). 

Klassische moralpolitische Themen umfassen beispielsweise Abtreibung, Sterbehilfe, 

gleichgeschlechtliche Ehe und Prostitution. Daneben haben sich jüngst auch 

biomedizinische Themen als Moralpolitik etabliert, im Besonderen die embryonale 

Stammzellforschung und assistierte Reproduktionstechnologien (Mondo, 2018; Studlar & 

Burns, 2015; Varone et al., 2006). Organspende allerdings erfuhr bislang in der 

politikwissenschaftlichen Forschung zu Moralpolitik kaum Beachtung. 

Dies ist angesichts der moralpolitischen Charakteristika der Thematik verwunderlich. Der 

Wertkonflikt besteht dabei in der Vereinbarkeit von individuellen Freiheiten und 

kollektiven Werten (Knill et al., 2015: S. 16; Mooney, 2001; Studlar et al., 2013). Die Debatte 

dreht sich um die Frage, wann ein Eingriff in den Körper nach dem Tod im Rahmen einer 

Organentnahme zulässig ist. Ist dies, wie Befürworter der Zustimmungslösung 

argumentieren, nur möglich, wenn der Verstorbene zu Lebzeiten zugestimmt hat, um die 

individuelle Freiheit, das Selbstbestimmungsrecht und die körperliche Integrität zu 

wahren? Oder aber kann der Staat im Rahmen einer Widerspruchslösung in diese Rechte 
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eingreifen, um kollektive Werte wie Solidarität mit Kranken und das Recht auf Leben 

durchzusetzen? 

3. Policy-Wandel und Framing: Punctuated-Equilibrium-Theory 

Die Frage, unter welchen Bedingungen ein Policy-Wandel wie in der englischen Regulierung 

von Organspende möglich ist und wann eine frühere Policy wie im deutschen Fall 

weitergeführt wird, ist in der politikwissenschaftlichen Forschung von zentralem Interesse 

(Nowlin, 2016: S. 51). Als Erklärungsmodell hat sich dabei die Punctuated-Equilibrium-

Theory (PET) (F.R. Baumgartner & Jones, 1993) etabliert, da sie sowohl lange Phasen der 

Stabilität, als auch radikalen Politikwandel erklären kann (Hurka et al., 2017: S. 690). 

Sowohl die englische als auch die deutsche Regulierung von Organspende kann damit 

plausibilisiert werden. 

Public Policies befinden sich demnach in einem sogenannten „punktierten Gleichgewicht“ 

(Beyer et al., 2015: S. 356): aufgrund hoher Hürden der Entscheidungsfindung und der 

allgemeinen Trägheit des politischen Systems findet grundsätzlich kaum bzw. nur 

kleinteiliger Policy-Wandel statt. Diese langen Phasen der Stabilität werden allerdings 

immer wieder durch sprunghaften und radikalen Politikwandel unterbrochen. Das framing 

politischer Debatten stellt in diesem Zusammenhang den zentralen Erklärungsfaktor dar. 

(F.R. Baumgartner & Jones, 1993; Princen, 2013: S. 854; True et al., 2007: S. 155). 

 

3.1. Policy-Inkrementalismus 

Grundsätzlich sind Public Policies nur inkrementellen Veränderungen ausgesetzt, politische 

Akteure orientieren sich also an routinemäßigen Prozessen und behalten den Status Quo 

meist bei (Dahl & Lindblom, 1953; Davis et al., 1966; Dempster & Wildavsky, 1979; 

Lindblom, 1959; Prindle, 2012). 

Neben kognitiven und institutionellen Entscheidungsbeschränkungen (Lindblom, 1959; 

Princen, 2013: S. 855; Prindle, 2012; Workman et al., 2009: S. 78) sind zunächst sogenannte 

Policy-Monopole für die Orientierung am Status Quo verantwortlich. Hierunter sind 

Akteure zu verstehen, die die politische Agenda kontrollieren, beispielsweise Abgeordnete, 

Bürokraten oder Interessengruppen. Da sie durch ihren Einfluss auf die 

Entscheidungsfindung von der aktuellen Policy profitieren, sind Akteure des Policy-
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Monopols grundsätzlich gegen einen Policy-Wandel und können ihn durch ihren Einfluss 

verhindern. 

Den zentralen Erklärungsfaktor für negative Feedback-Zyklen stellt allerdings die Stabilität 

des dominanten policy-images dar. Dieses beschreibt das verinnerlichte 

Problemverständnis und die stabilen Wertvorstellungen innerhalb einer Thematik, sprich: 

was ist das zentrale Problem, auf welchen weiteren Problemdimensionen liegt der Fokus 

und welche Normen sollen vorrangig durchgesetzt werden? Alle Regulierungen und 

Argumentationen im Rahmen dieses policy-images werden als legitim wahrgenommen, da 

sie die verinnerlichten Werte durchsetzen. Auch das framing einer Debatte orientiert sich 

an diesem policy-image, welches zum einen die Rechtfertigung bietet, den Status Quo 

beizubehalten. Zum anderen erschwert es Akteuren, neue Vorstellungen und 

Problemdimensionen durchzusetzen. Weichen diese von den verinnerlichten Werten des 

policy-images ab, können sie in der Debatte als illegitime Alternative zur bestehenden 

Regulierung geframed werden und somit einen policy-Wandel verhindern (F.R. 

Baumgartner & Jones, 1993: S. 25ff.; Beyer et al., 2015: S. 357; Princen, 2013: S. 856). 

 

3.2. Weitreichender Politikwandel 

Der Policy-Inkrementalismus kann allerdings punktuell durch weitreichenden Politikwandel 

unterbrochen werden, wenn Policy-Monopole und policy-images aufgebrochen und 

verändert werden (Beyer et al., 2015: S. 357). 

Möglich gelingt dies durch ein neues framing eines Themas bzw. einer Debatte. Dabei 

verändert sich die Problemperzeption und das allgemeine Verständnis der Thematik, 

sodass neue Problemdimensionen nun im Mittelpunkt der Diskussion stehen (Frank R. 

Baumgartner et al., 2008; Jones, 1994; Anne L. Schneider et al., 2007; Workman et al., 2009: 

S. 76). 

Die politische Aufmerksamkeit verschiebt sich also auf einen neuen Aspekt eines issues, 

der für die Debatte zuvor nicht relevant war und nun auf die Agenda gesetzt wird (Beyer et 

al., 2015: S. 360; Princen, 2013: S. 855). Die Ursachen hierfür sind in der Forschung nicht 

abschließend geklärt, neben dem andauernden Wandel von Policy-Indikatoren werden 

aber hauptsächlich endogene und exogene Schocks verantwortlich gemacht. Durch 

einschneidende Veränderungen der Umwelt werden neue Problemdimensionen 

offensichtlich, es entstehen sogenannte windows of opportunity, die politische Akteure für 
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einen Policy-Wandel nutzen (Kingdon, 1995). Sie können ein issue nun neu framen, um für 

sie vorteilhafte Problemdimensionen in den Vordergrund der Debatte zu stellen und vom 

eigenen Lösungsvorschlag zu überzeugen (Riker, 1986). Da ein Thema viele verschiedene 

Dimensionen hat, können Akteure entweder komplett neue Themen auf die Agenda setzen 

oder aber bestehende Probleme neu definieren (Workman et al., 2009: S. 83). 

Erst durch eine Veränderung des policy-images bzw. des framings der Debatte kann auch 

das Policy-Monopol aufgebrochen werden. Wenn neue Problemdimensionen eines 

Themas in der politischen Aufmerksamkeit stehen, ergeben sich auch neue 

Konfliktpotentiale und Akteure. Um diesen gerecht zu werden, kann die Bearbeitung des 

issues auf andere institutionelle Arenen verlagert werden. Damit ergeben sich neue 

Akteure und Präferenzen in der Entscheidungsfindung, die nun vom Status Quo abweichen 

können (F.R. Baumgartner & Jones, 1993: S. 36; Beyer et al., 2015: S. 361; Pralle, 2003; 

Princen, 2013: S. 857). 

Es wird deutlich, dass erst eine Veränderung des policy-images und des framings ein 

positives Feedback auf Policy-Inputs und das Durchbrechen der Policy-Stabilität 

ermöglicht. 

 

3.3. Beitrag zur Forschungsdebatte 

Besonders im Policy-Bereich der Haushaltspolitik wurde die PET zur Erklärung angewandt 

(Beyer et al., 2015: S. 365; Breunig & Koski, 2006; John & Margetts, 2003; Jones et al., 2009; 

Jordan, 2003; Mortensen, 2005; S. E. Robinson et al., 2007). Aber auch für die Erklärung 

von Politikwandel in Wohlfahrtsstaaten (z.B. Jensen, 2009), Migration (z.B. Green-Pedersen 

& Krogstrup, 2008) oder in der Thematik des Tabakkonsums (z.B. Albaek et al., 2007) findet 

sich die PET wieder. 

Die Erklärung von Politikwandel mithilfe der PET in der Moralpolitik ist hingegen weniger 

verbreitet (z.B. Frank R. Baumgartner et al., 2008; Hurka et al., 2017). Bereits 

herausgearbeitet wurde allerdings, dass Moralpolitik grundsätzlich eine noch höhere 

Punktierung als andere Policy-Typen aufweist – die Phasen der Stabilität sind also länger, 

die Radikalität des Politikwandels damit aber auch umso höher (Hurka et al., 2017: S. 692). 

Grund hierfür ist die hohe Polarisierung und das Konfliktpotential moralpolitischer 

Kontroversen um Werte und Prinzipien. Das dominante policy-image ist damit noch 

schwerer aufzubrechen, da eine derartige Veränderung direkt einen Bruch mit den 
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Grundprinzipien und Einstellungen zu fundamentalen Themen bedeutet. Das framing der 

Debatte ist in moralpolitischen Diskussionen besonders relevant, da Thematiken dieses 

Politikbereichs meist hoch komplex und ethisch umstritten sind – umso wichtiger ist es 

also, durch framing die Aufmerksamkeit auf möglichst vorteilhafte Aspekte zu lenken und 

moralisch umstrittene Dimensionen zu umgehen (Princen, 2013: S. 855). 

Es lässt sich also folgern, dass in moralpolitischen Bereichen die Bedeutung des framings 

für einen Policy-Wandel besonders hoch ist und damit eine Analyse des framings als 

Erklärungsfaktor sinnvoll ist. Die Kausalmechanismen zur Entstehung des framings sind 

allerdings nicht abschließend geklärt (Prindle, 2012: S. 36-38). Das vermutete 

Erklärungspotential von endogenen bzw. exogenen Schocks für eine Veränderung des 

framings ist nicht bestätigt und erscheint auch in der vorliegenden Debatte um die 

Einführung der Widerspruchslösung nicht zufriedenstellend. 

Die Veröffentlichung des Jahresberichts der DSO von 2017 mit den niedrigsten 

Spenderzahlen seit 20 Jahren kann als endogener Schock interpretiert werden, der in der 

Folge auch die Agendasetzung der Widerspruchslösung in Deutschland begünstigte. 

Dennoch erfolgte kein weitreichender Wandel des framings – der Fokus der Debatte lag 

weiterhin, wie schon in früheren Diskussionen auf der Abwägung des 

Selbstbestimmungsrechts und des Rechts auf Leben. Dementsprechend erfolgte auch kein 

Politikwandel von einer Zustimmungs- zu einer Widerspruchslösung. In England wiederum 

ist kein derartiger Schock im Vorfeld der Agendasetzung zu erkennen, dennoch veränderte 

sich das framing der Debatte und machte einen Politikwandel zur Widerspruchslösung 

möglich. In der Diskussion zwischen 2017 und 2018 wurde die Widerspruchslösung als 

Möglichkeit geframed, Leben der Patienten auf der Warteliste zu retten, während in der 

Vergangenheit Zweifel an der Effektivität der Regulierung die Argumente der Debatte 

dominierten. 

Dieser Forschungslücke soll mit der Erarbeitung der Kausalmechanismen für das framing 

der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung entgegengewirkt 

werden. Die Ergebnisse der Analyse dienen in erster Linie der Erklärung der Stabilität des 

deutschen framings, geben aber auch Einblick in mögliche Faktoren der Veränderung des 

policy-images und damit des Policy-Wandels allgemein im Rahmen der PET. 
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4. Kausalmechanismen des Framings 

Aus empirischen Beobachtungen und der politikwissenschaftlichen Literatur ergeben sich 

zwei mögliche Kausalmechanismen für die Entstehung des framings. Im Folgenden sollen 

beide Hypothesen theoretisch hergeleitet und Erwartungen für die empirische Analyse der 

deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung formuliert werden. 

4.1. Framing als Strategie politischer Akteure 

Framing gilt in der Politikwissenschaft allgemein und auch im Rahmen der PET als 

rhetorische Strategie politischer Akteure (Hammond & Humes, 1993; Jerit, 2008: S. 2; 

Lakoff, 2003; Riker, 1986, 1996; Simon, 2002). Auch wenn das policy-image verinnerlicht 

und bis zu einem gewissen Grad unterbewusst verankert sein, können sich Akteure 

bewusst und nach strategischen Gesichtspunkten entscheiden, welche 

Problemdimensionen eines Themas sie in der Debatte in den Mittelpunkt stellen und 

welche Normen sie verfolgen. 

Dieses Verständnis von framing baut auf der Annahme auf, dass Parteien bzw. einzelne 

Akteure rationalistisch und zielorientiert handeln und dabei grundsätzlich drei Interessen 

verfolgen: Sie wollen ihre Wählerstimmen maximieren (vote-seeking), politische Ämter 

bekleiden (office-seeking) und eigene Inhalte durchsetzen (policy-seeking) (Pedersen, 

2012: S. 899; Strøm, 1990: S. 567). 

Das framing eines Themas ist also auf die Durchsetzung dieser drei Ziele ausgerichtet. Um 

Wählerstimmen zu generieren und eigene Policies durchzusetzen, bemühen sich politische 

Akteure darum, eine Identifikation mit den genutzten frames in der Öffentlichkeit bzw. der 

eigenen Wählerschaft zu erreichen (McBeth et al., 2010: S. 6; Mucciaroni et al., 2019: S. 

173). Hierfür präsentieren sie ihre Inhalte im Rahmen des dominanten policy-images, 

welche dann als legitim wahrgenommen werden (Entman, 1993, 2003, 2004, 2007; 

Kenterelidou, 2012: S. 120; Klüver & Mahoney, 2015: S. 255). 

Auch um die Chance auf politische Ämter zu erhöhen, ist das framing zentral. Akteure 

können bewusst entscheiden, welche Problemdimensionen und Individuen sie für einen 

Missstand verantwortlich machen. Meist zielt diese Kritik dann auf Personen in politischen 

Ämtern bzw. Machtpositionen ab, um diese zu verdrängen. 

Politische Akteure können eine Debatte unter Anwendung zwei unterschiedlicher 

Strategien – issue-ownership und engagement – framen. Welche der beiden Strategien 
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genutzt wird, hängt vom politischen Kontext und der Perzeption der strategischen Vorteile 

ab. 

4.1.1. Issue-ownership 

Die Strategie des issue ownerships beschreibt, dass politische Akteure in einer Debatte 

issues in den Mittelpunkt stellen, bei denen sie gegenüber ihren Konkurrenten einen 

Vorteil haben und Themen vermeiden, in denen sie benachteiligt sind (Budge & Farlie, 

1983; Budge et al., 2001; Green & Hobolt, 2008; Petrocik, 1996; Petrocik et al., 2003). 

Vorteile hat ein Akteur bei einem issue dann, wenn er als kompetent im Umgang mit dem 

Thema gilt, also einen guten Ruf hat und das issue damit „besitzt“ (Green, 2011; Green-

Pedersen, 2007; Petrocik, 1996: S. 826; Sides, 2006; Wagner & Meyer, 2014: S. 1020). 

Indem sich Akteure in einer Thematik im Gegensatz zu ihren Konkurrenten als kompetent 

framen, beeinflussen sie außerdem positiv die Wählerentscheidung (Green & Hobolt, 2008: 

S. 460; Iyengard & Kinder, 1987; Sanders, 1999; Smith, 1985a, 1985b). 

Parteien können über ein Thema kurzfristig ownership erlangen, wenn der vorherige 

Amtsinhaber in diesem Bereich eine schlechte Leistung zu verzeichnen hat und sie 

erfolgreich zeigen können, dass sie das Problem besser als ihr Vorgänger im Griff haben 

(Petrocik, 1996: S. 827). Langfristig ergibt sich das dominante issue einer Partei allerdings 

durch eine stabile Aufmerksamkeit auf die Thematik sowie Initiativen und Policies in 

diesem Bereich in der Vergangenheit (Petrocik, 1996: S. 826). 

Da für jede Partei andere issues vorteilhaft sind, liegt der Fokus in einer Debatte über das 

gleiche Thema meist auf unterschiedlichen Problemdimensionen. Akteure treten also nicht 

miteinander in einen Dialog, sondern verfolgen die Strategie, „ihre“ issues in den 

Mittelpunkt zu stellen (Ansolabehere & Iyengar, 1994; Green & Hobolt, 2008: S. 461; 

Petrocik, 1996: S. 828; Wagner & Meyer, 2014: S. 1021). 

 

4.1.2. Engagement 

Doch nicht immer spielen politische Akteure unterschiedliche Themen in einer Debatte – 

auch Interaktion sowie das Aufgreifen von Themen, die eigentlich die Konkurrenten 

besitzen, sind empirisch zu beobachten (Green-Pedersen & Mortensen, 2010: S. 259; 

Sigelman & Buell, 2004). Dies ist konsistent mit der engagement – Strategie, nach der 

Parteien bzw. Kandidaten in einen gemeinsamen Dialog treten und auf die frames der 

anderen Seite eingehen (Jerit, 2008). 



 14 

Grund hierfür kann zum einen sein, dass politische Akteure an Glaubwürdigkeit verlieren 

könnten, sprächen sie bestimmte, in der öffentlichen Wahrnehmung wichtige Themen in 

einer Debatte nicht an (Ansolabehere & Iyengar, 1994: S. 337). Das kann dazu führen, dass 

die issues, die eigentlich für den Konkurrenten vorteilhafter wären, in der Öffentlichkeit 

wichtiger sind als die eigenen und deswegen aufgegriffen werden müssen (Ansolabehere 

& Iyengar, 1994; Chong, 1996; Simon, 2002). Besonders Regierungsparteien sind diesem 

Problem ausgesetzt, da sie für eine Vielzahl an issues sowie die Allgemeinsituation 

zuständig sind. Aus diesem Grund werden sie auch für Probleme und Fehler schneller 

verantwortlich gemacht und müssen die in der Bevölkerung salienten Themen eher 

ansprechen als Oppositionsparteien (Green-Pedersen & Mortensen, 2010: S. 262). 

Besonders Befürworter eines Policy-Wandels nutzen die engagement – Strategie. Sie sind 

gezwungen, ihren neuen Policy-Vorschlag nicht nur zu erklären, sondern auch vor Angriffen 

der Befürworter des Status Quo zu verteidigen (Riker, 1996: S. 69). Somit müssen sie auf 

die Argumente und frames der Konkurrenten antworten, auch wenn die Thematik für sie 

nicht vorteilhaft ist. In diesem Sinne kann festgestellt werden, dass Befürworter eines 

Policy-Wandels eher die Strategie des  engagements wählen als Reformgegner (Jerit, 2008: 

S. 3). 

 

4.1.3. Empirische Erwartungen 

Aus der theoretischen Herleitung ergibt sich die erste Hypothese: 

H1: Das framing in der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung ist 

auf rhetorische Strategien der beteiligten Akteure zurückzuführen. 

 

Um diesen Kausalmechanismus zu bestätigen, müssen folgende Erwartungen in der 

empirischen Analyse der Debatte um die Widerspruchslösung zutreffen: 

Zunächst muss mindestens eine der beiden Strategien – issue-ownership oder engagement 

– nachgewiesen werden. Hierfür soll zum einen für jeden frame überprüft werden, ob er 

für den Akteur, der ihn spielt, vorteilhaft ist. Zum anderen soll die Logik der Diskussion 

nachverfolgt werden, um nachvollziehen zu können, welche Akteure das framing der 

Debatte bestimmen, wer die frames zur Verteidigung des Standpunktes aufgreift, etc.  

Außerdem muss für die jeweils gespielten frames deutlich werden, dass sie den Zielen der 

politischen Akteure – vote-seeking, office-seeking und policy-seeking – nutzen. Hierfür 
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sollen Hintergrundinformationen der Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung 

überprüft werden, wie zum Beispiel innerparteiliche Konflikte. 

4.2. Framing als Ausdruck von Pfadabhängigkeit 

Das framing der deutschen Debatte erscheint allerdings auf den ersten Blick nicht immer 

konsistent mit den Zielen der Akteure. Es fällt außerdem auf, dass schon die letzte Debatte 

um einen Regulierungswandel in der Organspende im Jahr 2012 als Abwägung zwischen 

dem Selbstbestimmungsrecht des Spenders und dem Recht auf Leben der Patienten 

geframed wurde. Da Public Policy in der politikwissenschaftlichen Forschung allgemein als 

pfadabhängig gilt, (Nowlin, 2016: S. 54) ergibt sich die Vermutung, dass das framing 

aufgrund pfadabhängiger Mechanismen reproduziert wurde und Akteure somit in ihrem 

framing determiniert sind. 

Unter Pfadabhängigkeit versteht man grundsätzlich, dass ein Zustand durch positive 

Feedback-Mechanismen mit jeder Handlung weiter stabilisiert und reproduziert wird 

(Andersen, 2017: S. 398; D. Brady et al., 2016: S. 361). Gründe hierfür sind die in der PET 

genannten Faktoren des Policy-Inkrementalismus: Policy-Monopole (Banchoff, 2005: S. 

208; F.R. Baumgartner & Jones, 1993; Nowlin, 2016: S. 54; Anne Larason Schneider, 2006: 

S. 457) sowie hohe administrative und politische Kosten von Policy-Veränderungen 

(Caramani, 2017: S. 524; Anne Larason Schneider, 2006: S. 457). 

Frühere Policy-Entscheidungen haben damit Einfluss auf die aktuellen 

Rahmenbedingungen und beschränken Handlungsoptionen der politischen Akteure (Beyer 

et al., 2015; Huber & Stephens, 2001). Das bedeutet, dass Policy-Veränderungen zwar 

selten zustande kommen, ein punktierter Wandel durch in der PET spezifizierte 

Mechanismen aber durchaus möglich ist (F.R. Baumgartner & Jones, 1993; Anne Larason 

Schneider, 2006: S. 457).  

Aufgrund der hohen Polarisierung und dementsprechend hohen Kosten der Veränderung 

gilt die Moralpolitik als besonders pfadabhängig, Policy-Veränderungen sind also nur 

schwer zu erreichen (Engeli & Rothmayr, 2013: S. 409). 

 

4.2.1. Policy legacies und framing 

Neben dieser strukturellen Pfadabhängigkeit werden Akteure in ihrem framing auch durch 

bestehende Policies und den zugrunde liegenden Paradigmen determiniert. Das policy 
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image bzw. sogenannte policy legacies spiegeln eine geteilte politische und 

gesellschaftliche Auffassung der Problemdefinition und möglicher Lösungen in einem 

Policy-Bereich wider (Ellermann, 2015: S. 1236; Pribble, 2013: S. 27; Wright, 2012: S. 727). 

Sie entwickeln sich aus historischen Erfahrungen durch pfadabhängige Mechanismen zu 

stabilen Ideologien (Banchoff, 2005: S. 208; Ellermann, 2015: S. 1235; Ikenberry, 1988). Wie 

bereits im Rahmen der PET erläutert schränken policy images bzw. policy legacies mögliche 

Policy-Alternativen und das framing aufgrund der verinnerlichten Werte ein. 

Man unterscheidet drei Arten von policy legacies, die das framing in einer Debatte auf 

unterschiedliche Weise beschränken (Banchoff, 2005: S. 207). Constitutional legacies 

beziehen sich auf die zugrundeliegende Verfassung, welche übergeordnete Normen für alle 

Policy-Bereiche festlegt. Alle Akteure einer Debatte müssen ihren Policy-Vorschlag im 

Einklang mit diesen Werten framen. Verteidiger des Status Quo haben dabei einen Vorteil, 

da geltende Policies immer mit constitutional legacies vereinbar sind. 

Policy legacies hingegen beschreiben bestehende oder vergangene Policies in einem 

Politikbereich, welche Kompetenzen beteiligter Akteure definieren und akzeptable 

Alternativen eingrenzen. 

Political legacies beziehen sich auf den Entscheidungsfindungsprozess vergangener oder 

bestehender Policies, also auf frühere Konfliktpunkte, Kompromisse und Koalitionen. Je 

nach Konfliktpotential der Policy wird das framing auf unterschiedliche Arten 

eingeschränkt. Ist eine legacy besonders konfliktreich, können Abweichungen vom Status 

Quo als Umkehr einer demokratisch legitimen Entscheidung sowie Gefährdung des 

Kompromisses dargestellt werden. War ein Thema in der Vergangenheit von Konsens 

geprägt, kann eine Policy-Alternative als Gefährdung des Werte-Konsens geframed 

werden. Damit werden besonders Befürworter von Reformen eingeschränkt (Banchoff, 

2005: S. 210). 

 

4.2.2. Empirische Erwartungen 

Aus der theoretischen Herleitung ergibt sich die zweite Hypothese: 

H2: Das Framing in der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung ist 

Ausdruck pfadabhängiger Mechanismen der Entscheidungsfindung. 
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 Um diesen Kausalmechanismus zu bestätigen, müssen folgende Erwartungen in der 

empirischen Analyse zutreffen: 

Zunächst sollte der Einfluss von Policy-Monopolen auf das framing ersichtlich werden. 

Hierfür muss überprüft werden, welche Akteure durch die bestehenden Policies 

Entscheidungsmacht besitzen. (Banchoff, 2005: S. 208) Zur Bestätigung der Hypothese 

sollten diese Akteure Einfluss auf das framing haben: sie müssen die Debatte also entweder 

selbst framen oder aber andere Akteure dazu bewegen, ihre frames aufzugreifen. 

Für die Bestätigung von policy legacies soll auf den Test zu rhetorischen Ressourcen 

politischer Akteure von Thomas Banchoff zurückgegriffen werden (Banchoff, 2005: S. 211). 

Allgemein gelten policy legacies als bestätigt, wenn sich Akteure in ihrem framing 

regelmäßig auf bereits vergangene Debatten beziehen. Dabei sollten alle drei Arten von 

policy legacies erkennbar sein und deren Einschränkungen besonders das framing der 

Policy-Reformer plausibilisieren können. 

5. Forschungsdesign 

5.1. Framing-Analyse 

Zur empirischen Darstellung des framings in der deutschen Debatte soll im ersten Teil der 

empirischen Arbeit eine induktive Framing-Analyse mit dem Programm ATLAS.ti 

durchgeführt werden. 

Mit dem Programm zur qualitativen Inhaltsanalyse soll zunächst das framing in den Medien 

anhand aller relevanten Zeitungsartikel der beiden Tageszeitungen SZ und FAZ untersucht 

werden. Manuell wird jedes Argument zum Thema der Zustimmungs- oder 

Widerspruchslösung mit einem Kode markiert. Jeder Kode bezeichnet einen frame, in der 

deutschen Debatte um die Widerspruchslösung gibt es davon insgesamt sechs (Abbildung 

1). Je nachdem, welchen frame die jeweilige Argumentation bedient, wird sie mit dem 

entsprechenden Kode markiert. ATLAS.ti berechnet dann die relative Häufigkeit aller Kodes 

bzw. frames, die Visualisierung der Daten erfolgt mit Excel. 

Für die Medienanalyse wurden alle Artikel untersucht, die im Zeitraum vom 02.09.2018 – 

16.02.2020 unter dem Stichwort „Widerspruchslösung“ in den Archiven der SZ und FAZ 

aufgeführt werden. Dabei ergaben sich insgesamt 159 thematisch passende Dokumente. 

Der Untersuchungszeitraum beginnt am 02.09.2018, als die Widerspruchslösung erstmals 

seit 2013 auf die politische Agenda gesetzt wurde. Die Analyse endet am 16.02.2020, einen 
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Monat nach der Abstimmung im Bundestag am 16.01.2020, um Bewertungen des 

Ergebnisses mit einbinden zu können. 

Neben der Analyse der Häufigkeit soll auch die Priorität der frames untersucht werden. 

Hierfür wurde der zusätzliche Kode „Präferenz“ eingeführt, der immer dann vergeben 

wurde, wenn ein framing in einem Artikel eindeutig bevorzugt wurde. Diese Präferenz 

bezieht sich nicht nur darauf, wie häufig ein Kode innerhalb eines Dokuments im Gegensatz 

zu anderen gebraucht wurde. Besonders im Rahmen der engagement-Strategie ist es 

möglich, dass Akteure die frames anderer Akteure aufgreifen, und das framing, welches sie 

eigentlich wichtiger finden, nicht unbedingt häufiger nutzen. Es geht vielmehr darum, 

welche Argumentationen Akteure als die zentrale Problematik wahrnehmen Dieser Kode 

wurde nur dann vergeben, wenn eine eindeutige Präferenz festgestellt werden konnte, was 

bei insgesamt 52 Artikeln der Fall war. 

Zur Untersuchung des politischen framings wird derselbe Prozess mit den 

Plenarprotokollen der ersten Lesung am 26.06.2019 sowie der zweiten Lesung am 

16.01.2020 zu den diskutierten Gesetzesentwürfen im Deutschen Bundestag wiederholt. 

Im Rahmen der induktiven Analyse wurden zunächst alle Dokumente nach den relevanten 

Argumenten durchsucht. Anschließend wurden Argumentationsmuster sortiert und das 

framing der deutschen Debatte in einer Übersicht kategorisiert (Abbildung 1). Diese 

Einteilung wurde während des Kodierungs-Prozesses immer wieder überarbeitet und 

ergänzt (Euchner et al., 2013: S. 376; Leifeld, 2012). 

Es wurden nur dann Kodes vergeben, wenn Aussagen zur Motivation, Bewertung oder den 

Zielen bezüglich der Widerspruchs- oder der Zustimmungslösung gemacht wurden, nicht 

aber wenn sachlich-technische Prozesse der Organspende oder der beiden 

Gesetzesentwürfe erklärt wurden. 

Die Reliabilität und Reproduzierbarkeit dieser induktiven Framing-Analyse ist als gering zu 

bewerten, da die Interpretation der jeweiligen Argumente stark subjektiv geprägt ist und 

nicht durch andere Kodierer überprüft wird – die Ergebnisse der Framing-Analyse würden 

bei einer Wiederholung durch eine andere Person also leicht anders ausfallen (Leifeld, 

2016: S. 84). Die Validität hingegen ist aufgrund des manuellen Kodierens sehr hoch 

(Euchner & Preidel, 2018: S. 376; Leifeld, 2016: S. 84). Da die Ergebnisse der Framing-

Analyse in dieser Arbeit allerdings nicht zur Erklärung von Kausalmechanismen genutzt 
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Beispiel 

> Recht auf Leben 

> Zahl der Spenderorgane erhöhen 

> Leid der Patienten wiegt höher als andere 
Ansprüche 

> Staatlicher Eingriff in persönliche Entscheidung 

> Freiwilligkeit der Spende 

> selbstbestimmte Gestaltung des Lebens bzw. 

des Todes 

> Recht auf körperliche Unversehrtheit 
> menschlicher Körper bzw. Organe als Objekt 

> Sterbeprozess 

> Solidarität mit Kranken 

> Wechselseitiger Nutzen 

> gesellschaftlicher Druck 

> Anspruch auf Spende 

> Angst der Bevölkerung 

> Message einer Regulierung 

> Erleichterung der Entscheidung 

> Bewertung der Rolle der Angehörigen 

Beschreibung 

Regulierung zur Verwirklichung der staatlichen Pflicht, 

Leben zu retten 

  Auswirkungen der Regulierung auf das (postmortale)  

  Selbstbestimmungsrecht der Verstorbenen bzw. der  

  Personen auf der Warteliste 

Auswirkungen der Regulierung auf die Wahrung der 

Menschenwürde von Verstorbenen und Personen auf der 
Warteliste 

Regulierung zur Verwirklichung gesellschaftlicher Werte 

Auswirkung der Regulierung auf das Vertrauen der 

Bevölkerung in die Organisation der Organspende 

Auswirkungen der Regulierung auf Angehörige der 
Verstorbenen bzw. der Personen auf der Warteliste 
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Abbildung 1: Übersicht der Kodes in der Framing-Analyse  
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5.2. Einzelfallstudie 

Im zweiten Teil der empirischen Analyse sollen die Kausalmechanismen des framings 

mithilfe einer Einzelfallstudie der deutschen Debatte in Kombination mit 

prozessanalytischen Techniken erarbeitet werden. Hierfür soll die Entstehung des framing 

sowie alle im Zusammenhang stehenden Prozesse und Akteure nachverfolgt werden. 

Einzelfallstudien erlauben, den gesamten Policy-Prozess über einen längeren Zeitraum zu 

analysieren und so durch ein tiefes Fallverständnis Kausalmechanismen zu plausibilisieren, 

statt nur kausale Effekte darzustellen (F.R. Baumgartner et al., 2009: S. 604; Blatter et al., 

2007: S. 127; H. Brady & Collier, 2004: S. 277). Besonders für die Erklärung von Policy-

Wandel im Rahmen der PET sind Einzelfallstudien verbreitet, da mögliche Veränderungen 

des policy-images nur über eine langfristige Analyse aller Bereiche des Policy-Prozesses 

aufzufinden sind (F.R. Baumgartner et al., 2009: S. 604; Beyer et al., 2015: S. 368). 

Zudem sollen ergänzend zur Einzelfallstudie prozessanalytische Techniken angewandt 

werden, um die beiden alternativen Erklärungen gleichwertig zu testen. Hierfür werden die 

jeweiligen empirische Erwartungen untersucht und bewertet (Blatter et al., 2007: S. 124; 

Blatter et al., 2018: S. 179, 182-184, 240; Wolf et al., 2015: S. 216-217). 

Zur Erarbeitung der relevanten Kausalmechanismen und zur Erklärung der 

Regulierungsunterschiede wird die aktuellste englische Debatte um die Einführung der 

Widerspruchslösung im Jahr 2018 als sogenannter shadow case ergänzt. Damit werden im 

Laufe der deutschen Einzelfallstudie bilaterale Vergleiche mit England durchgeführt. 

Die Ergebnisse dieser Arbeit sind nicht generalisierbar, da Einzelfallstudien als 

Forschungsdesign keine externe Validität besitzen (Keman & Pennings, 2017: S. 55; Muno, 

2016: S. 83; Ragin, 2000: S. 90). Diese Einschränkung ist im Rahmen dieser Arbeit allerdings 

tragbar, da das Ziel der empirischen Analyse die Plausibilisierung des deutschen Falls ist 

und keine Ansprüche an eine Generalisierung gestellt werden. 
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6. Empirische Analyse des deutschen Framings 

6.1. Bedeutung der einzelnen Frames in der Debatte 

Die Ergebnisse der medialen Framing-Analyse (Abbildung 2) zeigen, dass die frames „self-

determination“ und „saving lives“ die Debatte um die Widerspruchslösung zu relativ 

gleichen Teilen dominierten. Die frames „solidarity“, „human dignity“ und „trust“ spielen 

zu vergleichbaren Teilen eine weniger bedeutende Rolle, während „relatives“ in nur 3% 

aller Argumente genutzt wurde und damit für die deutsche Debatte kaum relevant war. 

 

 

 

Die deutsche Debatte war in den Medien also von der Abwägung des Rechts auf 

Selbstbestimmung und des Rechts auf Leben geprägt. Die Untersuchung der Präferenz der 

Frames verdeutlicht die Dominanz dieser Abwägung einmal mehr (    Abbildung 3). Der Fokus 

der medialen Debatte lag bei nur insgesamt 18% der Artikel nicht auf einem dieser beiden 

frames. Der frame „human dignity“ hingegen wurde in 11% der Artikel präferiert und spielt 

damit eine bedeutendere Rolle in der medialen Darstellung, als die Häufigkeitsverteilung 

vermuten lässt. Im Gegensatz zur Häufigkeitsverteilung waren die übrigen frames kaum 

von Bedeutung, da sie in jeweils nur unter 5% der Fälle als das stärkste Argument gewertet 

wurden. 

9%

3%

31%

39%

11%

7%

Medienanalyse: relative Häufigkeit der genutzten 

Frames 

human dignity

relatives

saving lifes

self-determination

solidarity

trust

Abbildung 2: relative Häufigkeiten der Frames in der SZ und FAZ (02.09.2018-16.02.2020) 

Quelle: eigene Darstellung nach Framing-Analyse mit ATLAS.ti, siehe Tabelle 1 im Anhang 
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Auch in der politischen Diskussion werden die Frames „self-determination“ und „saving 

lives“ am häufigsten verwendet, sowohl in der ersten Lesung am 26.06.2019 (Abbildung 4) 

als auch in der zweiten Lesung am 16.02.2020 (Abbildung 5). Die Häufigkeitsverteilungen 

der übrigen Frames sind mit der Medienanalyse vergleichbar und bestätigen, dass die 

Abwägung des Selbstbestimmungsrechts und des Rechts auf Leben auch die politische 

Diskussion um die Einführung der Widerspruchslösung dominiert. 
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    Abbildung 3: Präferenz der Frames in der SZ und FAZ (02.09.2018-16.02.2020) 

Quelle: eigene Darstellung nach Framing-Analyse mit ATLAS.ti, siehe Tabelle 2 im Anhang 

Abbildung 4: relative Häufigkeiten der Frames 
in der 1. Lesung (26.06.2019) 

Abbildung 5: relative Häufigkeiten der Frames 

in der 2. Lesung (16.01.2020) 

Quelle: eigene Darstellung nach Framing- 

Analyse mit ATLAS.ti, siehe Tabelle 3 im Anhang 

Quelle: eigene Darstellung nach Framing- 

Analyse mit ATLAS.ti, siehe Tabelle 4 im Anhang 
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Während sich die Häufigkeitsverteilungen der genutzten Frames zwischen der ersten und 

zweiten Lesung nur geringfügig veränderten, zeigen sich beim Vergleich der 

Präferenzverteilungen deutliche Unterschiede. In der zweiten Debatte lag der Fokus 

wesentlich deutlicher auf der Abwägung des Rechts auf Selbstbestimmung und Leben 

(Abbildung 7). 

Grund hierfür ist, dass die erste Lesung einen allgemeineren Austausch über die Thematik 

darstellte, weshalb auch die übrigen frames häufiger von Abgeordneten priorisiert wurden. 

Die zweite Lesung war dann auf die Entscheidung zwischen den beiden konkurrierenden 

Gesetzesentwürfe der Entscheidungs- und Widerspruchslösung ausgelegt. Die Koalition für 

eine Entscheidungslösung nutzte dabei den Eingriff der Widerspruchslösung in das 

Selbstbestimmungsrecht als stärkstes Argument. Die Koalition für eine 

Widerspruchslösung hingegen legten den Fokus auf den frame „saving lives“. 

Die Ergebnisse der deutschen Framing-Analyse stehen in großem Gegensatz zu England: in 

der dortigen Debatte stand das framing der Widerspruchslösung als Möglichkeit, mehr 

Leben zu retten, im Vordergrund. Die Abwägung mit dem Selbstbestimmungsrecht spielte 

weder in der medialen noch in der politischen Diskussion eine Rolle, auch die Auswirkungen 

auf die Menschenwürde wurden nicht thematisiert. Die Debatte orientierte sich dafür 
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Abbildung 6: Präferenz der Frames in der 
1. Lesung (26.06.2019) 

 

Abbildung 7: Präferenz der Frames in der 
2. Lesung (16.01.2020) 

 
Quelle: eigene Darstellung nach Framing- 

Analyse mit ATLAS.ti, siehe Tabelle 5 im Anhang 

Quelle: eigene Darstellung nach Framing- 

Analyse mit ATLAS.ti, siehe Tabelle 6 im Anhang 
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wesentlich stärker an den Auswirkungen der Regulierung auf die Verwandten sowie auf 

unterschiedliche Glaubensgruppen und ethnische Minderheiten. 

6.2. Hintergründe des Framings 

6.2.1. Policy-Monopole 

Zu Beginn der empirischen Analyse sollen Policy-Monopole erarbeitet werden, die 

aufgrund der gültigen Policies Entscheidungsmacht in der Debatte zwischen 2018 und 2020 

besaßen. 

Das Transplantationsgesetz (TPG) vom 25.06.1997 bildet die gesetzliche Grundlage der 

Organspende in Deutschland und definiert alle beteiligten Akteure und Strukturen. Der 

wohl wichtigste Akteur in der deutschen Organspende ist die Bundesärztekammer (BÄK), 

die seit dem TPG die Richtlinienkompetenz für die Ausarbeitung der konkreten gesetzlichen 

Vorgaben besitzt. So entwickelte die BÄK beispielsweise Richtlinien für die Feststellung des 

Hirntodes, die Wartelistenführung und die Organvermittlung (Bundeszentrale für 

gesundheitliche Aufklärung, 2020b; Neuefeind, 2018: S. 100). Zuständig für die 

Ausarbeitung der Richtlinien ist dabei die Ständige Kommission Organtransplantation, die 

aus Vertretern von DSO, Eurotransplant, Bund und Länder sowie Repräsentanten von 

Patienten, Fachjuristen, Ethikern und Kostenträgern besteht (Bundeszentrale für 

gesundheitliche Aufklärung; Neuefeind, 2018). Diese Delegation an private Akteure ist 

besonders in moralpolitischen Bereichen, die Entscheidungen über Leben und Tod 

beinhalten, verbreitet. So besitzt die BÄK beispielsweise auch im Bereich der Sterbehilfe 

die Richtlinienkompetenz (Euchner & Preidel, 2018: S. 59, 69-70). 

Das TPG legt außerdem die DSO als Koordinierungsstelle fest, die potentielle Organspender 

aus den Entnahmekrankenhäusern an Eurotransplant meldet und die Organentnahme 

organisiert. Strukturreformen von 2012 und 2018 weiteten den Zuständigkeitsbereich 

weiter aus, beispielsweise indem die Rolle der Transplantationsbeauftragten der DSO in 

den Krankenhäusern gestärkt wurde. (Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 

2020b; Neuefeind, 2018: S. 114) 

Zum Test auf Pfadabhängigkeiten soll im Folgenden untersucht werden, ob die BÄK und 

DSO Einfluss auf das framing der deutschen Debatte hatten. 
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6.2.2. Debatte um die Widerspruchslösung vor 2018 

Zunächst sollen relevante Diskussionen um die Einführung der Widerspruchslösung in 

Deutschland bis zur aktuellsten Debatte im Jahr 2018 skizziert werden. Dabei liegt der 

Fokus zum einen auf dem framing der vergangenen Debatten, um mögliche 

Gemeinsamkeiten als Ausdruck von Pfadabhängigkeit werten zu können. Zum anderen 

sollen für den Test auf policy und political legacies die kommunizierten Werte sowie 

Entscheidungsfindungsprozesse erarbeitet werden. 

 

Stellungnahme des Nationalen Ethikrats 2007 

Nach Inkrafttreten des TPGs kam die Widerspruchslösung wieder im Jahr 2007 auf die 

politische Agenda, als sich der Nationale Ethikrat aufgrund der niedrigen 

Organspendezahlen in Deutschland in einer Stellungnahme für eine Widerspruchslösung 

aussprach. Neben organisatorischen und strukturellen Defiziten in der 

Transplantationspraxis in deutschen Kliniken machte der deutsche Ethikrat vor allem die 

Zustimmungslösung für die niedrigen Zahlen verantwortlich (Nationaler Ethikrat, 2007: S. 

18-24). Es wurde betont, dass immer eine Abwägung zwischen dem 

Selbstbestimmungsrecht potentieller Spender und dem Recht auf Leben der Patienten 

begründet getroffen werden muss (Nationaler Ethikrat, 2007: S. 8). Der Ethikrat kam nach 

rechtlicher und ethischer Prüfung zu dem Schluss, dass die Widerspruchslösung eine 

legitime Regulierung darstellt, da der Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht des Spenders 

verhältnismäßig und das Recht auf Leben höher zu werten sei (Nationaler Ethikrat, 2007: 

S. 50). 

 

Debatte um die Entscheidungslösung 2011-2012 

Aus der Forderung des Nationalen Ethikrats ergab sich allerdings keine politische 

Diskussion um die Einführung der Widerspruchslösung. Erst in den Jahren 2011 und 2012 

wurde diese wieder öffentlich und politisch diskutiert. Anlass hierfür war neben den 

konstant niedrigen Spenderzahlen  eine Studie der BZgA aus dem Jahr 2010, die 

verdeutlichte, dass die damalige Zustimmungslösung die mögliche Anzahl an 

Spenderorganen angesichts der hohen Diskrepanz zwischen Spenderwilligen und 

tatsächlichen Organspendern nicht optimal ausschöpfte (Neuefeind, 2018: S. 89). 
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Im Mai 2011 brachten der damalige hessische Gesundheitsminister Stefan Grüttner (CDU) 

und der damalige bayerische Gesundheitsminister Markus Söder (CSU) einen Vorschlag zur 

Einführung einer Widerspruchslösung auf der Gesundheitsministerkonferenz (GMK) Ende 

Juni ein. Die GMK allerdings erklärte sich geschlossen gegen die Einführung einer 

Widerspruchslösung und favorisierte stattdessen eine Entscheidungslösung 

("Gesundheitsministerkonferenz und Sachverständige für Entscheidungslösung bei 

Organspende," 2011). Die damalige Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz erklärte diese 

Entscheidung damit, dass der Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht bei der 

Widerspruchslösung zu hoch sei (Rheinland-Pfalz Ministerium für Soziales, 2011). 

Auch bei der öffentlichen Anhörung des Gesundheitsausschusses des deutschen 

Bundestags zu rechtlichen und ethischen Aspekten der Organspende am 29.06.2011 

überwog die Kritik an der Widerspruchslösung. Als Ergebnis der Beschlüsse der GMK und 

der Expertenanhörung brachte schließlich eine fraktionsübergreifende Gruppe von 222 

Abgeordneten um Volker Kauder (CDU) und Frank-Walter Steinmeier (SPD) am 21.03.2012 

einen Gesetzesentwurf zur Einführung der Entscheidungslösung in den Bundestag ein 

(Kauder et al., 2012; Neuefeind, 2018: S. 151). Aufgrund der Kritik im Vorfeld an der 

Widerspruchslösung wurde kein konkurrierender Antrag gestellt, stattdessen sollte der 

Bundestag, wie auch schon bei der Einführung des TPGs, geschlossen im Bereich der 

Organspende auftreten (Neuefeind, 2018: S. 152). Der Gesetzentwurf zur 

Entscheidungslösung wurde in der Dritten Beratung am 25.05.2019 mit den Stimmen von 

CDU/CSU, SPD, FDP und der Mehrheit der Linken und Grünen angenommen. Aus den 

Fraktionen der Grünen und der Linken stimmten einzelne Abgeordnete gegen den Antrag 

oder enthielten sich (Deutscher Bundestag. Stenografischer Bericht. 182. Sitzung, 2012: 

21702B). 

Auch wenn kein eigener Antrag für eine Widerspruchslösung eingebracht wurde, waren 

beide Plenardebatten von der Gegenüberstellung der Entscheidungslösung und 

Widerspruchslösung geprägt. Dabei war der wohl größte Kritikpunkt an der 

Widerspruchslösung der Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht und die fehlende 

Freiwilligkeit der Spende. Rainer Brüderle (FDP) argumentierte beispielsweise: 

Wer eine neue Niere oder ein neues Herz braucht, der verdient die Unterstützung 

der Gesellschaft. Selbstbestimmung, Freiheit und Würde des Einzelnen sind hohe 

Güter. Sie müssen respektiert werden und werden respektiert. Deshalb sollte es 
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keinen staatlich verordneten Entscheidungszwang zur Organspende geben.“ 

(Deutscher Bundestag. Stenografischer Bericht. 168. Sitzung, 2012: 19864C) 

Auch diskutiert wurden die Einschränkungen des Selbstbestimmungsrechts durch die 

Entscheidungslösung. Durch die wiederholte Bereitstellung von Informationen und 

Entscheidungsaufforderungen ist es den Bürgern nicht länger möglich, sich nicht mit dem 

Thema zu beschäftigen. Diese Einschränkung allerdings sei vor dem Hintergrund der 

Solidarität, Mitmenschlichkeit und Verpflichtung gegenüber den Patienten auf den 

Wartelisten gerechtfertigt (Deutscher Bundestag. Stenografischer Bericht. 182. Sitzung, 

2012). 

 

Die Analyse der deutschen Debatten um die Widerspruchslösung vor 2018 weist policy 

legacies auf und spricht damit für die Pfadabhängigkeit des framings. Die Abwägung 

zwischen dem Selbstbestimmungsrecht und dem Recht auf Leben ist nicht neu, sondern 

reicht bis in das Jahr 2007 zurück und dominierte die politische Diskussion in den Jahren 

2011- 2012. Die Widerspruchslösung war in diesem Rahmen aufgrund des Eingriffs in den 

hegemonialisierten Wert des Selbstbestimmungsrechts keine legitime Policy-Alternative. 

Die political legacy der Widerspruchslösung ist eine von fraktionsübergreifendem Konsens 

gegen die Widerspruchslösung. In den vergangenen Debatten wurde kein eigener 

Gesetzesantrag für die Widerspruchslösung eingebracht, um ein geschlossenes Auftreten 

ohne Parteidifferenzen im moralisch aufgeladenen Bereich der Organspende zu 

signalisieren. 

 

Debatte um die Widerspruchslösung in England vor 2017 

Auch in England war eine Einführung der Widerspruchslösung bereits vor der aktuellsten 

Debatte ein Thema, allerdings wurde diese nie in dem Umfang öffentlich bzw. politisch im 

Parlament diskutiert, wie das angesichts der Debatte von 2012 in Deutschland der Fall war. 

Die britische Regierung beauftragte zuerst in den Jahren 2006 und 2007 die 

Expertengruppe „Organ Donation Taskforce“, dann im Jahr 2013 die Vermittlungsstelle 

NHS Blood and Transplant damit, Empfehlungen und Strategien zur Erhöhung der 

Spenderzahlen sowie mögliche Auswirkungen einer Widerspruchslösung zu erarbeiten. 

Keiner der Berichte sprach sich allerdings für eine Widerspruchslösung aus. Stattdessen 

wurde empfohlen, die Strukturen im Transplantationswesen zu verbessern (Barber et al., 
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2018: S. 4-6, 15). Da eine Widerspruchslösung in England vor 2017 nie öffentlich und 

politisch diskutiert wurde, können keine policy bzw. political legacies bestätigt werden. 
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6.2.3. Agendasetzung der Widerspruchslösung im Jahr 2018 

Forderungen der Ärzteschaft 

Bereits seit Oktober 2017 wurden angesichts der sinkenden Spenderzahlen Forderungen 

der Ärzteschaft nach einer Strukturreform und Einführung einer Widerspruchslösung laut, 

so beispielsweise von den Landesärztekammern Westfalen-Lippe und Bayern 

("Ärztekammer Westfalen-Lippe fordert Maßnahmen gegen Organspendenmangel," 2017; 

"Organspende: Bayerns Ärztepräsident will neue Diskussion," 2017). Der bayerische 

Ärztepräsident gab allerdings gleichzeitig zu bedenken, dass eine Widerspruchslösung 

angesichts der Debatte von 2012 unwahrscheinlich sei, spricht die Einschränkungen der 

policy-legacy also direkt an ("Organspende: Bayerns Ärztepräsident will neue Diskussion," 

2017). 

Nach der Veröffentlichung des Jahresberichts der DSO für 2017 im März 2018 positionierte 

sich die BÄK angesichts der historisch niedrigen Zahlen erneut für die Einführung der 

Widerspruchslösung. Im Beschlussprotokoll des 121. Deutschen Ärztetages rechtfertigte 

sie diese Forderung mit der Möglichkeit, das Leben der Patienten auf den Wartelisten zu 

retten (Bundesärztekammer, 2018). Einen Eingriff in den Willen der potentiellen Spender 

sah die BÄK in dieser Forderung nicht (Bundesärztekammer, 2018: S. 229). 

Dass die BÄK als Policy-Monopol Einfluss auf das framing und die Agendasetzung der 

Widerspruchslösung ausübte, kann als Ausdruck von Pfadabhängigkeit interpretiert 

werden. 

 

Spaltung der CDU/CSU Fraktion 

Die AG Gesundheit der CDU/CSU-Fraktion veröffentlichte am 23.07.2018 im Rahmen des 

Koalitionsvertrags ein Positionspapier zu Verbesserungen in der Organspende. Der Fokus 

lag dabei auf Veränderungen der Strukturen und Prozesse sowie der Schaffung einer 

sogenannten „Kultur der Organspende“ als Ausdruck gesellschaftlicher Solidarität 

(CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bundestag, 2018: S. 5) Eine Widerspruchslösung wurde 

klar abgelehnt (CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bundestag, 2018). 

Der damalige Gesundheitspolitiker und stellvertretende Fraktionsvorsitzender Georg 

Nüßlein (CSU) allerdings stellte sich bereits am 24.07.2018 in einem privaten 

Positionspapier gegen die vereinbarten Leitlinien. Vor dem Hintergrund der historisch 

niedrigen Spenderzahlen und der Verantwortung der Politik, Leben zu schützen, forderte 
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er die Einführung einer Widerspruchslösung in Deutschland ("Unionspolitiker fordert 

Neuausrichtung der Organspende," 2018). 

Die Reaktionen auf diesen Vorstoß waren durchweg kritisch und griffen wiederum den 

bekannten Frame des Selbstbestimmungsrechts auf. Die Grünen-Gesundheitsexpertin 

Kirsten Kappert-Gonther warf Georg Nüßlein beispielsweise vor „tief in das 

Selbstbestimmungsrecht der Bürgerinnen und Bürger ein[zugreifen], ohne dadurch die 

tatsächlichen Probleme [anzugehen] […]“ (Ferber, 2018). 

 

Spahns Plädoyer für die Widerspruchslösung 

Die Spaltung der Union in der Organspendepolitik sowie die weitreichende Kritik am 

Vorschlag von Nüßlein setzte den Gesundheitsminister Spahn unter Handlungsdruck 

(Buchsteiner, 2018). Im Rahmen der vereinbarten Leitlinien der AG Gesundheit brachte 

Jens Spahn zunächst am 30.07.2018 einen Referentenentwurf zum Organspende-Gesetz 

ein (Rossbach, 2018). 

Doch schon am 02.09.2018 folgte er diesem Antrag mit einem Plädoyer für die Einführung 

einer Widerspruchslösung und positionierte sich damit entgegen der Vereinbarungen der 

CDU/CSU. Spahn framed die Widerspruchslösung als Abwägung zwischen dem Recht auf 

Leben und dem Selbstbestimmungsrecht, obwohl dies für sein Plädoyer auf den ersten 

Blick wenig vorteilhaft erscheint. So argumentierte er im Interview mit der Tagesschau am 

02.09.2018: 

„Eine Widerspruchslösung wäre ein Eingriff - ein ziemlicher Eingriff in die Freiheit 

des Einzelnen, ja, wenn der Staat sagt: „Du bist grundsätzlich Organspender.“ Aber 

ich denke, es ist einfach nötig. Wir sind bei den Organspenden auf einem - leider - 

Rekordtiefstand, so wenige wie noch nie.“ (ARD Berlin, 2018: 00:26-00:42) 

Dieses framing zeugt von strategischer Motivation. Zum einen geht Spahn als 

Gesundheitsminister auf den Problemdruck und die Forderungen der Ärztekammern ein, 

indem er den Aspekt der Widerspruchslösung, mehr Leben durch erhöhte Spenderzahlen 

zu retten, in seiner Präsentation priorisiert. Durch das framing der Widerspruchslösung als 

Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht versucht er zum anderen, die gespaltene Union zu 

repräsentieren, statt seine eigene Position durchzusetzen – dies würde gerade im 

moralisch sensiblen Bereich der Organspende zu einer noch größeren Kritik aus der eigenen 

Partei führen. 
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Außerdem kann Spahns Framing als Ausdruck einer engagement -Strategie gewertet 

werden. Da schon nach dem Positionspapier von Nüßlein der Fokus der Kritik auf dem 

Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht lag und außerdem aufgrund pfadabhängiger 

Mechanismen erwartet werden kann, dass dieser Kritikpunkt die kommende Debatte 

dominieren wird, war ein Aufgreifen dieses Arguments sinnvoll. Dadurch konnte Spahn 

zeigen, dass er diese problematische Abwägung bereits vor der Präsentation seines 

Entwurfes bedacht hat. 

 

Reaktionen von Politik und Öffentlichkeit 

Spahns Vorstoß stieß in der CDU/CSU Fraktion auf Unmut ("Ärztepräsident unterstützt 

Spahn Vorstoß," 2018; Ludwig, 2018a). Die gesundheitspolitische Sprecherin Karin Maag 

kündigte dementsprechend einen Gegenentwurf zu Spahns Vorschlag an. Die 

Widerspruchslösung fand allerdings auch Zustimmung in den Reihen der CDU/CSU 

Fraktion. Neben Georg Nüßlein unterstützte beispielsweise auch die sächsische 

Gesundheitsministerin Barbara Klepsch die Widerspruchslösung ("Klepsch für 

Widerspruchslösung bei Organspende," 2018). Die Union war somit in zwei Lager 

gespalten. 

Der Vorschlag Spahns fand neben den Ärztekammern bei der überwiegenden Mehrheit der 

Linken und der SPD Zustimmung, besonders der Gesundheitsexperte Karl Lauterbach (SPD) 

sicherte Spahn sofort seine Unterstützung ("SPD begrüßt Spahn-Vorstoß zur 

Organspende," 2018). Die FDP hingegen stellte sich relativ geschlossen gegen die 

Widerspruchslösung, von Seiten der Grünen gab es sowohl Befürworter, als auch Gegner 

(Ludwig, 2018b). 

Den größten Kritikpunkt stellte, wie auch in vergangenen Debatten, der Eingriff in das 

Selbstbestimmungsrecht dar. Im selben Tagesschau-Interview wie Jens Spahn erläuterte 

der Fraktionsvorsitzende der FDP, Christian Lindner, die Widerspruchslösung 

beispielsweise: 

„Das Selbstbestimmungsrecht der Menschen ist zumindest uns heilig und in unserer 

Verfassung ist es zentral. So eine Existenzfrage wie die Verfügung über Organe, die 

muss nach meiner Auffassung bewusst und auch selbst getroffen werden.“ (ARD 

Berlin, 2018: 01:05-01:20) 
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Bereits Ende Oktober formierten sich damit zwei stabile Koalitionen, die jeweils 

ankündigten, einen eigenen Gesetzesantrag zu erarbeiten. Ende November 2018 sprach 

sich die Fraktionsvorsitzende der Grünen, Annalena Baerbock, für eine Reform der 

Entscheidungslösung aus – diese solle grundsätzlich beibehalten werden, die Bevölkerung 

solle aber noch häufiger mit unabhängigen Informationen zur Organspende konfrontiert 

werden ("Baerbock: Organspendebereitschaft beim Pass-Abholen erfragen," 2018). 

Agendasetzung in England im Jahr 2017 

Im Gegensatz zu Deutschland ging der mediale Druck für die Einführung einer 

Widerspruchslösung nicht etwa von privaten Akteuren mit politischem Einfluss auf die 

Regulierung der Organspende, sondern von einer medialen Kampagne aus. Am 30.06.2017 

startete die Zeitung „Daily Mirror“ die Kampagne „Change the Law for Life“ und forderte 

die damalige Premierministerin Theresa May zu einer Umstellung auf die 

Widerspruchslösung auf. Das Gesicht der Kampagne war der damals neunjährige Max 

Johnson, der auf ein Spenderherz wartete. Auch nachdem er von der gleichaltrigen 

verstorbenen Keira Ball ein Spenderherz erhalten hatte, wurde die Kampagne unter hoher 

öffentlicher Aufmerksamkeit weitergeführt (Monti & Yorke, 2019). 

Aufgrund des öffentlichen Drucks initiierte der Abgeordnete der Labour-Partei, Geoffrey 

Robinson, einen „Private Members´ Bill“ und präsentierte einen Gesetzesentwurf am 

19.07.2017 zum ersten Mal im House of Commons. Wie auch in Deutschland bildete sich 

eine fraktionsübergreifende Koalition, allerdings unterstützten im englischen Fall schon bei 

der Präsentation alle sieben Parteichefs des House of Commons den Gesetzesvorschlag zur 

Widerspruchslösung (G. Robinson, 2018; UK Parliament). 

Das framing konzentrierte sich sowohl in der Daily Mirror – Kampagne, als auch in der 

politischen Präsentation des Themas ausschließlich auf die Möglichkeit, mehr Leben zu 

retten. Da keine Einschränkungen durch policy legacies wie im deutschen Fall vorlagen, war 

ein derartiges framing für die Akteure strategisch sinnvoll, um auf den öffentlichen Druck 

und die niedrigen Spenderzahlen zu reagieren. 

 

6.2.4. Politische und öffentliche Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung 

Pressekonferenz zum Gesetzentwurf für die Widerspruchslösung im April 2019 

Nach der fraktionsoffenen Orientierungsdebatte am 28.11.2018 wurde am 01.04.2019 

schließlich der erste offizielle Gesetzesentwurf einer fraktionsübergreifenden Gruppe von 
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zehn Abgeordneten um Jens Spahn und Karl Lauterbach für die Einführung der 

Widerspruchslösung vorgestellt.  

Der Fokus der Pressekonferenz lag auf dem framing der Organspende als Möglichkeit, mehr 

Leben zu retten. Alle Beteiligten betonten immer wieder die niedrigen Spenderzahlen, 

allerdings gingen sie auch auf die frames der Selbstbestimmung und der Menschenwürde 

ein (phoenix, 2019). So argumentierte Petra Sitte beispielsweise: 

„Und vor dem Hintergrund habe ich mir angesichts dieser Debatte die Frage gestellt: 

Selbstbestimmungsrecht, Würde des Menschen, Verfügbarkeit über das eigene 

Leben - welche Gruppe ist in dieser Entscheidungsfrage, in ihren Möglichkeiten 

besser gestellt und welche ist schlechter gestellt. […] dann übernehme ich deren 

[Patienten auf der Warteliste] Lebensperspektive, weil deren Selbstbestimmung, 

deren Lebensführung von unserer Entscheidung oder von der Entscheidung derer, 

die ein Organ spenden könnten, viel stärker beeinflusst bzw. beeinträchtigt wird 

[…].“ (phoenix, 2019: 13:21-14:20) 

Lauterbach ging direkt auf die policy-legacy der Debatte von 2012 ein. Er argumentierte, 

dass er schon bei der vergangenen Diskussion für die Widerspruchslösung plädiert hatte, 

allerdings aufgrund fehlender Unterstützung kein Gesetzesentwurf zustande gekommen 

war (phoenix, 2019). 

Die Vorstellung des Gesetzesentwurfs zur Einführung der Widerspruchslösung zog große 

Kritik in den Medien nach sich, die sich vor allem um den Eingriff in das 

Selbstbestimmungsrecht drehte. Außerdem wurde der Reformvorschlag auch als Eingriff in 

die Grundrechte geframed und damit der Zusammenhang zu constitutional legacies 

hergestellt. Niedersachsens Gesundheitsministerin Carola Reimann (SPD) rechtfertigte ihre 

Ablehnung des Regulierungswandels beispielsweise folgendermaßen: 

„Hier soll aus einer freiwilligen Spende eine Pflicht zur Organabgabe gemacht 

werden. Das wäre ein starker Eingriff in die Grundrechte einer Person.“ ("Ministerin 

Reimann: Gegen Widerspruchslösung bei Organspende," 2019) 

Ursprünglich war angedacht, die beiden konkurrierenden Gesetzesentwürfe zur 

Widerspruchs- und Entscheidungslösung in einer gemeinsamen Pressekonferenz 

vorzustellen. Jens Spahn zog allerdings ohne Absprache mit der anderen Koalition die 

Präsentation seines eigenen Gesetzesentwurfs unter der Begründung vor, dass das 

Gesundheitsministerium für die Erarbeitung des konkurrierenden Gesetzesentwurfs noch 
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Zeit brauche und der Antrag zur Widerspruchslösung bereits fertiggestellt wurde (Ludwig, 

2019b). 

Vor diesem Hintergrund kann die Pressekonferenz und ihr framing als Ausdruck einer 

politischen Strategie gewertet werden. Durch eine eigene Pressekonferenz hatte die 

Koalition um Jens Spahn die Möglichkeit, den Fokus auf die für sie vorteilhafte Erhöhung 

der Spenderzahlen zu legen und somit die Strategie des issue-ownerships zu nutzen. Die 

Abgeordneten gingen auf die Kritikpunkte der gegnerischen Koalition kurz ein, nutzten also 

die engagement – Strategie und präsentierten sich damit als problembewusst und 

abwägend. Auch wenn die Pressekonferenz starke Kritik in den Medien nach sich zog, 

erreichte Jens Spahn damit, dass sein Gesetzesentwurf und nicht der konkurrierende 

Antrag in der öffentlichen Debatte präsent war und diskutiert wurde.  

Erst im Mai 2019 wurde der Gesetzesentwurf zur Regelung der Entscheidungslösung 

öffentlich präsentiert. Dieser zog im Gegensatz zum Gegenentwurf allerdings kaum 

politische oder mediale Kritik nach sich, da er nur einen inkrementellen Policy-Wandel 

darstellte. 

 

Plenardebatten und Abstimmung gegen die Widerspruchslösung 

Am 26.06.2019 fand schließlich die erste Lesung im Deutschen Bundestag statt, bei der 

über insgesamt drei Anträge beraten wurde. Der Gesetzentwurf zur Stärkung der 

Entscheidungsbereitschaft5 um Annalena Baerbock, Katja Kippling und Karin Maag 

versammelte insgesamt 191 Abgeordnete aller Fraktionen außer der AfD hinter sich. Der 

Gesetzentwurf zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung6 um Jens Spahn und Karl 

Lauterbach wurde von insgesamt 222 Abgeordneten unterstützt. Zusätzlich brachte die 

AfD-Fraktion einen Antrag für eine sogenannte Vertrauenslösung in der Organspende7 ein. 

Dieser sah die Verlagerung der Regulierung und Kontrolle in der Transplantationsmedizin 

an nichtstaatliche, unabhängige Institutionen zur Steigerung des gesellschaftlichen 

Vertrauens vor. Die Koalitionen veränderten sich bis zur zweiten Lesung am 16.01.2020 

nicht, sodass der Ausgang der fraktionsoffenen Abstimmung anhand der 

Mehrheitsverhältnisse unklar war. Unter der Annahme, dass alle 91 Abgeordneten der AfD 

 
5 BT-Drs. 19/11087 
6 BT-Drs. 19/11096 
7 BT-Drs. 19/11124 



 36 

in der ersten Abstimmung für ihren eigenen Entwurf und gegen die anderen Anträge 

stimmen würden, verblieben noch 205 Abgeordnete aus den weiteren Fraktionen, die den 

Ausgang der Abstimmung in beide Richtungen drehen konnten (Ludwig, 2019a). 

Wie die framing-Analyse der beiden Plenardebatten zeigt, drehen sich die fraktionsoffenen 

Debatten vor allem um die Abwägung des Selbstbestimmungsrechts und des Rechts auf 

Leben. Je nachdem, welcher Koalition die Abgeordneten zugehörig waren, setzten sie im 

Sinne der issue-ownership Strategie den Fokus auf die Wahrung des Rechts, welches für 

ihre Seite am vorteilhaftesten ist. 

Die Befürworter des Regulierungswandels nutzten, im Einklang mit den theoretischen 

Erwartungen, die engagement – Strategie. So erläuterte Jens Spahn in der ersten Lesung 

beispielsweise, dass die Freiheit eines Dialyse-Patienten „deutlich mehr eingeschränkt 

[sei], als die Freiheit eingeschränkt wäre, wenn [der Bundestag] verpflichte[t], sich zu 

entscheiden“ (Schwinn, 2019) und nutzte damit das framing der Befürworter der 

Entscheidungslösung für sich. 

Aus beiden Plenardebatten wird außerdem deutlich, dass constitutional legacies für die 

Bedeutung des Selbstbestimmungs-frames in Deutschland verantwortlich sind. So 

begründete Annalena Baerbock in der zweiten Lesung den Fokus auf das 

Selbstbestimmungsrecht folgendermaßen: 

"Unsere Verfassung schreibt uns zu Recht aus unserer Geschichte eine besondere 

Verantwortung in unser Grundgesetz. Das Selbstbestimmungsrecht jedes Einzelnen 

ist zu beachten." (Deutscher Bundestag. Stenografischer Bericht. 140. Sitzung, 2020: 

17435A) 

Der Fokus auf die Abwägung des Selbstbestimmungsrechts und des Rechts auf Leben ergibt 

sich also für Deutschland aus der constitutional legacy des Grundgesetzes. Dieses setzt die 

übergeordneten Werte der individuellen Selbstbestimmung und Menschenwürde, weshalb 

alle Policy-Alternativen zur bisher geltenden Regulierung durch die Vereinbarkeit dieser 

Normen legitimiert werden müssen. Besonders im moralisch aufgeladenen Bereich der 

Organspende ist diese Legitimierung über verfassungsrechtliche Normen unumgänglich. 

Nach einer weiteren Anhörung des Gesundheitsausschusses am 25.09.2019 stimmte der 

Deutsche Bundestag in einer fraktionsoffenen Abstimmung am 16.01.2020 in Dritter 

Beratung mit 432 zu 200 Stimmen für den Gesetzentwurf der Entscheidungslösung. Die 
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Widerspruchslösung wurde in der ersten Abstimmung mit 292 Stimmen dafür und 379 

dagegen angelehnt. 

 

Parlamentarische Debatte in England 2018 

Wie schon bei der Agendasetzung spielte in den parlamentarischen Debatten in England 

nur das framing der Widerspruchslösung als Möglichkeit, mehr Leben zu retten, eine Rolle. 

Außerdem waren die politischen Diskussionen von einem fraktionsübergreifenden Konsens 

geprägt. 

Am 23.02.2018 wurde der Gesetzesentwurf zur Widerspruchslösung zum ersten Mal 

inhaltlich im Parlament diskutiert und am 26.10.2018 in der dritten Lesung verabschiedet. 

Dabei signalisierten alle Parteien und Redner Unterstützung für die Widerspruchslösung.  

Der Fokus auf diesen Frame wird besonders durch die Bezeichnung des Gesetzes zur 

Einführung der Widerspruchslösung als „Max and Keira´s Law“ deutlich. Schon während 

der Plenardebatten wurde fraktionsübergreifend immer wieder auf die Geschichte der 

beiden Gesichter der Kampagne verwiesen (z.B. House of Commons, 2018: col. 601). 

Da England keine geschriebene Verfassung hat und somit keine für die Debatte relevanten 

constitutional legacies existierten, waren die politischen Akteure weniger determiniert und 

konnten die Debatte strategisch framen.  
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7. Fazit 

Diese Arbeit setzte sich mit der Frage auseinander, welche Kausalmechanismen für das 

Framing der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung zwischen 2018 

und 2020 verantwortlich sind. Zur empirischen Darstellung der wichtigsten Frames wurde 

zunächst eine induktive Inhaltsanalyse des framings in den Medien und den beiden 

Plenardebatten durchgeführt. Es wurde deutlich, dass die Abwägung zwischen dem 

Selbstbestimmungsrecht des potentiellen Spenders und dem Recht auf Leben der 

Patienten auf der Warteliste das framing der deutschen Debatte dominierte. 

In einer Einzelfallstudie der deutschen Regulierungsgeschichte wurden zwei mögliche 

Kausalmechanismen getestet. Die erste Hypothese besagte, dass das framing auf 

rhetorische Strategien der beteiligten Akteure zurückzuführen ist. Die zweite Hypothese 

wiederum erklärte, dass das framing aufgrund pfadabhängiger Mechanismen determiniert 

sei. 

Die empirische Analyse ergibt, dass sowohl politische Strategien als auch 

Pfadabhängigkeiten für das framing der deutschen Debatte verantwortlich sind. 

Mechanismen der Pfadabhängigkeit schaffen dabei das rhetorische Fundament und 

begrenzen den Handlungsrahmen, die tatsächliche Ausgestaltung zeugt allerdings davon, 

dass politische Akteure diese eingeschränkte Situation strategisch für die eigenen 

politischen Ziele nutzen. 

In der deutschen Debatte werden Pfadabhängigkeiten zunächst durch den Einfluss von 

Policy-Monopolen deutlich. Die durch das TPG mit der Richtlinienkompetenz ausgestattete 

BÄK bewegte politische Akteure dazu, eine Initiative für die Widerspruchslösung zu starten 

und diese als lebensrettende Maßnahme zu framen. 

Am wichtigsten sind allerdings die constitutional legacies des Grundgesetzes, welche die 

hegemonialisierten Werte von Selbstbestimmung und Würde des Menschen erklären. 

Damit sind politische Akteure gezwungen, ihre Policy-Vorschläge vor diesen 

konstitutionellen Werten zu rechtfertigen, weshalb sich die Debatte um die Legitimierung 

des Eingriffs in das Selbstbestimmungsrecht dreht. 

Political-legacies vergangener politischer Debatten grenzten die legitimen Policy-

Alternativen weiter ein. So war die deutsche Regulierungsgeschichte in der Organspende 

immer von fraktionsübergreifendem Konsens und dem Festhalten an der Zustimmungs- 
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bzw. Entscheidungslösung geprägt. Das Einbringen eines eigenen Gesetzesentwurfs für die 

Widerspruchslösung bricht mit dieser Legacy, was erklärt, warum die Debatte um einen 

Policy-Wandel so mühsam war. 

Es konnten allerdings auch framings-Strategien nachgewiesen werden. Die Koalition für die 

Entscheidungslösung nutzte dabei vor allem die issue ownership Strategie, indem sie den 

Fokus in allen Debatten auf den für sie vorteilhaften frame des Selbstbestimmungsrechts 

legte. Im Rahmen der theoretischen Erwartungen nutzt die Gruppe der Policy-Reformer – 

die Befürworter der Widerspruchslösung – häufiger die engagement -Strategie. 

Besonders das Framing und allgemeine Auftreten des Gesundheitsministers Jens Spahn ist 

in der Debatte strategisch zu begründen. Der Vorstoß für die Einführung einer 

Widerspruchslösung ist zum einen als Reaktion auf den hohen Problemdruck in der 

Organspende und die Forderungen der Ärzteschaft im Rahmen seiner Verantwortung als 

Gesundheitsminister zu bewerten. Zum anderen bemühte er sich in seinem framing, die 

gespaltene Union zu repräsentieren und sensibel gegenüber dem kritisierten Eingriff in das 

Selbstbestimmungsrecht zu agieren. 

Die Abwägung zwischen dem Recht auf Selbstbestimmung und dem Recht auf Leben formt 

nicht nur die Diskussion um die Regulierung der Organspende. Auch in anderen Policy-

Bereichen dominiert sie die Debatte, wobei die Bewertung von issue zu issue 

unterschiedlich ist und die Union dieser auch nicht immer gespalten gegenübersteht. So 

wiegt beispielsweise bei der Diskussion um die Einführung eines Tempolimits auf 

Autobahnen das Selbstbestimmungsrecht höher, während in den Fragen der Sterbehilfe 

oder der Corona-Beschränkungen dem Schutz des Lebens eine höhere Bedeutung 

eingeräumt wird. Trotz kontinuierlicher Pfadabhängigkeiten wird diese Abwägung also je 

nach Thematik und strategischen Vorteilen unterschiedlich ausgelegt.   
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Anhang 

1. Output ATLAS.ti Medienanalyse 

Tabelle 1: Kode-Dokument-Tabelle; Häufigkeit der Frames je Dokument 
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Quelle: Excel-Output der medialen Framing-Analyse mit ATLAS.ti 

  Zeilen: Dokumente = alle Artikel in den Archiven der SZ und FAZ unter dem Stichwort    

   „Widerspruchslösung“ im Zeitraum 02.09.2018-16.02.2020 

  Spalten: Kodes = Frames in der deutschen Debatte um die Einführung der  
   Widerspruchslösung in der Organspende  
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Tabelle 2: Kode-Kookkurrenz-Tabelle; Priorität der Frames  

Frame priority 
Gr=52 

  Anzahl 

human dignity 
Gr=63 

5 

relatives 
Gr=23 

2 

saving lives 
Gr=175 

21 

self-determination 
Gr=248 

22 

solidarity 
Gr=89 

1 

trust 
Gr=49 

1 

 

Quelle: Excel-Output der medialen Framing-Analyse mit ATLAS.ti 

  Dokumentengrundlage: alle Artikel in den Archiven der SZ und FAZ unter dem Stichwort    

   „Widerspruchslösung“ im Zeitraum 02.09.2018-16.02.2020 

 

2. Output ATLAS.ti Analyse Plenardebatten 

Tabelle 3: Kode-Dokument-Tabelle; Häufigkeit der Frames in der 1. Lesung am 26.06.2019 

Frame 2019_P1.pdf 
Gr=114 

Summen 

human dignity 
Gr=10 

7,87% 7,87% 

relatives 
Gr=6 

4,72% 4,72% 

saving lives 
Gr=34 

26,77% 26,77% 

self-determination 
Gr=51 

40,16% 40,16% 

solidarity 
Gr=14 

11,02% 11,02% 

trust 
Gr=12 

9,45% 9,45% 

Summen 100,00% 100,00% 

 

Quelle: Excel-Output der Framing-Analyse der 1. Lesung am 26.06.2019 

  2019_P1 = Plenarprotokoll 19/106, 2. Tagesordnungspunkt; 1. Beratung über die  
   Gesetzesentwürfe zur Widerspruchs- bzw. Entscheidungslösung in der Organspende 

  Zeilen = Frames in der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung in 
der Organspende 
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Tabelle 4: Kode-Dokument-Tabelle; Häufigkeit der Frames in der 2. Lesung am 16.01.2020 

Frame 2020_P2.pdf 
Gr=110 

Summen 

human dignity 
Gr=14 

10,94% 10,94% 

relatives 
Gr=5 

3,91% 3,91% 

saving lives 
Gr=30 

23,44% 23,44% 

self-determination 
Gr=50 

39,06% 39,06% 

solidarity 
Gr=18 

14,06% 14,06% 

trust 
Gr=11 

8,59% 8,59% 

Summen 100,00% 100,00% 

 

Quelle: Excel-Output der Framing-Analyse der 2. Lesung am 16.01.2020 

  2020_P2 = Plenarprotokoll 19/140; 7. Tagesordnungspunkt; 2. und 3. Beratung über die  

   Gesetzesentwürfe zur Widerspruchs- bzw. Entscheidungslösung in der Organspende 

  Zeilen = Frames in der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung in 
der Organspende 

 

Tabelle 5: Kode-Kookkurrenz-Tabelle; Priorität der Frames in der 1. Lesung am 26.06.2019 

Frame priority 
Gr=18  

Anzahl 
human dignity 
Gr=10 

1 

relatives 
Gr=6 

0 

saving lives 
Gr=34 

5 

self-determination 
Gr=51 

7 

solidarity 
Gr=14 

3 

trust 
Gr=12 

2 

 

Quelle: Excel-Output der Framing-Analyse der 1. Lesung am 26.06.2019 

  2019_P1 = Plenarprotokoll 19/106, 2. Tagesordnungspunkt; 1. Beratung über die  
   Gesetzesentwürfe zur Widerspruchs- bzw. Entscheidungslösung in der Organspende 

  Zeilen = Frames in der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung in 
der Organspende 
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Tabelle 6: Kode-Kookkurrenz-Tabelle; Priorität der Frames in der 2. Lesung am 16.01.2020 

Frame priority 
Gr=20  

Anzahl 

human dignity 
Gr=14 

2 

relatives 
Gr=5 

0 

saving lives 
Gr=30 

8 

self-determination 
Gr=50 

9 

solidarity 
Gr=18 

0 

trust 
Gr=11 

1 

 

Quelle: Excel-Output der Framing-Analyse der 2. Lesung am 16.01.2020 

  2020_P2 = Plenarprotokoll 19/140; 7. Tagesordnungspunkt; 2. und 3. Beratung über die  

   Gesetzesentwürfe zur Widerspruchs- bzw. Entscheidungslösung in der Organspende 

  Zeilen = Frames in der deutschen Debatte um die Einführung der Widerspruchslösung in 
der Organspende 


